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Tribüne Betreuungsgutscheine sind die Lösung. Marion Baldesberger und Kathrin Bertschy

Bezahlbare Kita-Plätze statt Giesskanne
Die Kita-Initiative der SP schiesst übers 
Ziel hinaus. Alleine im letzten Jahr 
wurden in der Stadt Bern 1400 Kinder 
geboren. Gemäss Initiative hätten alle 
diese Kinder uneingeschränkt An-
spruch auf eine 100-Prozent-Betreuung 
in einer Kita – unabhängig davon, ob 
ihre Eltern arbeiteten oder nicht. Auch 
wenn nicht alle Eltern den Anspruch 
voll ausnutzen würden, müsste die 
Stadt grosse Überkapazitäten schaff en 
und diese auch permanent aufrecht-
erhalten, um auf Ansprüche jederzeit 
reagieren zu können. Das ist weder 
sinnvoll noch bezahlbar.

Problem an der Wurzel packen
Betreuungsgutscheine hingegen setzen 
dort an, wo zurzeit in Bern überhaupt 
ein Problem besteht: Es fehlt nicht 
primär an Kita-Plätzen. Es fehlt an 
subventionierten günstigeren Plätzen. 
Nur für diese besteht überhaupt eine 
Warteliste. Dass die auf der Warteliste 
erwähnte Zahl von 900 Kindern nicht 
der Realität entspricht, das wissen die 
privaten Kita-Betreibenden genau. Sie 
enthält viele Kinder von Eltern, die 
längst einen privaten Kita-Platz gefunden 
haben, aber berechtigterweise gerne 
einen subventionierten Platz hätten.

Subventioniert man via Gutscheine 
diesen Eltern den Platz, wäre die Warte-
liste sofort wesentlich kleiner. Die an-
schliessend noch nachgefragten Plätze 
würden von privaten Anbietern bedarfs-
orientiert und unbürokratisch geschaf-

fen. Das zeigen die Erfahrungen in 
Luzern: Dank Betreuungsgutscheinen 
gibt es dort keine Warteliste mehr. Das 
System funktioniert und wird nun auch 
in weiteren Gemeinden und Kantonen in 
der Innerschweiz eingeführt. 

Ein uneingeschränkter Rechtsan-
spruch auf einen Kita-Platz gemäss 
SP-Initiative führt dazu, dass auch 
Eltern, die keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen, in den Genuss eines sub-
ventionierten Platzes kommen. Finan-
zieren darf das der erwerbstätige 
Mittelstand über die Steuern. Dabei ist 
es genau diese Gruppe, die heute schon 
benachteiligt ist. Gerade die privaten 
Kitas betreuen viele Kinder des er-
werbstätigen Mittelstandes, der von 
der Stadt keinen subventionierten Platz 
erhält, weil er auf der Dringlichkeits-
liste weit hinten anstehen muss. 

Bedürfnisgerechnetes Angebot
Statt nun das Problem bei der Wurzel 
zu packen und endlich bezahlbare 
Plätze für den erwerbstätigen Mittel-
stand zu schaff en, schaff t die SP mit 
ihrer Initiative neue Anspruchsgrup-
pen. Das ist weder fair noch fi nanzier-
bar. Weil die Gelder absehbar nicht 
reichen würden, um allen Eltern den 
versprochenen uneingeschränkten 
Rechtsanspruch zu gewährleisten, 
würde bei der Betreuungsqualität 
gespart werden müssen. Das ist weder 
im Interesse der Eltern, der Kinder 
noch der Kita-Mitarbeitenden.

Mit Betreuungsgutscheinen überlas-
sen wir die externe Kinderbetreuung 
nicht der «freien Marktwirtschaft», wie 
die Gewerkschafterin Christina Anliker-
Mansour in ihrem Beitrag («Bund» vom 
Montag) behauptet. Es handelt sich um 
einen stark regulierten Markt mit klar 
defi nierten Qualitätsvorgaben. Alle 
Kita-Betreibenden müssen diese erfül-
len, um die Betriebsbewilligung für 
eine Kindertagesstätte zur erhalten. 
Der Kanton legt nicht nur die Tarife 
einkommensabhängig fest, er gibt auch 
vor, wie viele ausgebildete Betreuungs-
personen pro Kindergruppe anwesend 
sein müssen. 

Die Freiheit, selber über das päda-
gogische Konzept und die Öff nungszei-
ten eines Betriebs zu entscheiden, 
möchten sich aber viele private Kita-
Betreiber nicht nehmen lassen. Können 
die Eltern die Kita frei wählen, entsteht 
überhaupt erst das Angebot, das den 
Bedürfnissen der Eltern und der Nach-
frage – zum Beispiel Plätze für Kinder 
unter 2 Jahren – entspricht.

Die soziale Durchmischung wird mit 
Betreuungsgutscheinen verbessert: Das 
wichtigste Kriterium bei der Wahl einer 
Kita bleibt die Nähe zum Wohnort. Mit 
Betreuungsgutscheinen wird jede Kita 
bezahlbar – egal ob städtisch oder privat 
– und damit wird sich die Durchmi-
schung dem jeweiligen Quartier anglei-
chen. Das heutige System hingegen 
produziert Kitas für Reiche und Kitas für 
Arme, da es Betriebe gibt, die verbilligte 

Plätze anbieten können, und andere, die 
den Eltern Vollkosten verrechnen müs-
sen. Kita-Betreiber(innen) wünschen 
sozial durchmischte Gruppen! Die 
Behauptung von Frau Anliker-Mansour, 
private Kitas würden im Gutscheinsys-
tem bei der Aufnahme selektionieren, 
entbehrt jeglicher Grundlage.

Unbürokratisch
Eine Mehrheit im Stadtrat will das 
Problem der Wartelisten für erwerbstä-
tige Eltern und der fehlenden Kita-
Plätze endlich lösen. Sie vertraut aber 
nicht auf die Methoden der SP, die es in 
vielen Jahren der Regierungs- und 
Parlamentsmehrheit nicht geschaff t 
hat, die Wartelisten substanziell zu 
reduzieren. Die SP nimmt hier eine 
schweizweit einmalige Anspruchshal-
tung ein: dass der Staat auch Nicht-
erwerbstätigen die Kinderbetreuung 
uneingeschränkt subventionieren soll. 
Wer das Problem der fehlenden Kita-
Plätze für erwerbstätige Eltern rasch 
und unbürokratisch lösen will, stimmt 
deshalb am 15. Mai Ja zum Gegenvor-
schlag des Stadtrats mit Betreuungsgut-
scheinen und lehnt die SP-Initiative ab.

Marion Baldesberger betreibt eine 
private Kindertagesstätte mit 36 Plätzen 
im Breitenrain. Kathrin Bertschy ist 
Ökonomin und Berner Stadträtin der 
Grünliberalen. Beide engagieren sich im 
überparteilichen Komitee für die Einfüh-
rung von Betreuungsgutscheinen. 

Bin Laden Seine Ideen werden ihn kaum lange überleben. In den arabischen Revolten baut sich 
die Jugend eine eigene Zukunft. Reinhard Schulze

Als sei ein Fluch verschwunden
Der Tod von Osama Bin Laden wird in 
der arabischen Presse fast einhellig als 
Ende einer Ära bezeichnet, von eini-
gen gar gefeiert. Es ist, als ob ein 
Fluch verschwunden ist, der über 
Jahre die arabische Welt zur Geisel 
genommen hatte. Natürlich kann nicht 
davon die Rede sein, dass Al-Qaida-
Anhän ger nun plötzlich auf ihr terro-
ristisches Handwerk verzichteten. 
Trotzig behaupten sie, dass die US-
Politik 1000 neue Bin Ladens produ-
zieren würde. Andere Jihadis, aber 
auch Teile der Taliban flüchten sich 
hingegen in Verschwörungstheorien 
und bezweifeln, dass Bin Laden getö-
tet worden sei.

Freiheit statt Tod
Allerdings gibt es erste Hinweise auf 
eine Absetzbewegung. Einige Grup-
pen, die bislang Bin Laden die Treue 
geschworen haben, betonen nun, dass 
sie schon immer die terroristischen 
Strategien von al-Qaida kritisiert 
hätten und dass für sie der nationale 
Kontext wichtiger als ein globaler 
Jihad sei. Der Tod von Bin Laden 
symbolisiert so nicht nur die Erosion 
eines terroristischen Netzwerks, 
sondern auch der Idee, die dieses 
Netzwerk bislang getragen hat und die 
in der Figur Bin Laden personifiziert 
worden ist. 

Massgeblich ist, dass die arabischen 
Revolten der Jugend eine neue, völlig 
andere Perspektive eröffnet haben. 
Heute geht es der arabischen Jugend 
um die Zukunft und um die Befreiung 
des Geistes, nicht mehr um den mythi-
schen Regress auf eine als urislamisch 
apostrophierte Welt, in der nur der 
Feind und der Tod warteten.

Die Idee der Freiheit 
Der Tod von Bin Laden läutet so selbst 
keine neue Ära ein, wohl aber fällt er 
in eine Zeit, in der sich die arabische 
Jugend um eine neue Idee schart. Es 
ist die Idee von Freiheit und Chancen-
gleichheit, Pluralismus und Gerechtig-
keit, die der Jugend das Gefühl zurück-
gegeben hat, eine Zukunft in der 
Gegenwart zu haben. Dieser Optimis-
mus steht im scharfen Kontrast zum 
Anachronismus der al-Qaida, die 
bislang allerdings nur wenigen als 
moralischer Hintergrund für eine 
Selbstermächtigung gedient hat.

Gewiss, es gibt auch noch heute 
soziale Milieus, in denen die Al-Qaida-
Idee sinnstiftend ist. Der mörderische 

Anschlag von Marrakesch am 28. April 
zeigt, dass noch immer einzelne 
Gruppen in der terroristischen Strate-
gie einen Sinn erblicken. Es ist keines-
wegs ausgeschlossen, dass in der 
näheren Zukunft solche Gruppen, 
diesmal um das Argument der Rache 
bereichert, ihren diffusen terroristi-
schen Aktionismus verstärken könn-
ten. Doch die Dezentralisierung der 
al-Qaida hin zu lokalen Kampfverbän-
den, die sich in sozialen Nischen im 
Jemen, Somalia, Algerien und Pakistan 
eingerichtet haben, ist weit vorange-
schritten. Es ist daher wahrscheinlich, 
dass vor allem Institutionen in Pakis-
tan Ziele solcher Angriffe sein könn-
ten. Schon jetzt sind Stimmen zu 
vernehmen, die dem pakistanischen 
Staat vorwerfen, Bin Laden ans Messer 
geliefert zu haben.

Doch entscheidend ist, dass die 
arabischen Revolten selbst im Jemen 
den jungen Menschen ein neues 
Modell für eine Selbstermächtigung 

anbieten, die es ihnen erlaubt, sich 
wieder positiv als Teil einer Gesell-
schaft zu definieren. Diese Form der 
Selbstermächtigung unterscheidet sich 
radikal von jener, die im Kontext der 
al-Qaida gepriesen worden war.

Letztere gründete auf einem tief 
sitzenden Ressentiment gegenüber 
allem Westlichen, das vielfach sich in 
morbiden Gewaltfantasien und einer 
bedrückenden Tunnelrationalität 
spiegelte. Für Menschen, die sogar zu 
Selbstmordattentaten bereit waren, 
bedeutete der Tod das eigentliche 
Leben oder islamisch verklausuliert: 
Nur durch den Jihad werde der Islam  
Wirklichkeit, und nur durch den Tod 
werde der Mensch wahrhaft islamisch.

Aufbruch gen Westen
Solche mythischen Verklärungen eines 
Ressentiments können kaum noch mit 
dem euphorischen Emanzipationswil-
len konkurrieren, der sich heute in 
den arabischen Revolten ausdrückt. In 

diesen Revolten hat sich die Jugend 
die Zukunft zurückgeholt. An die 
Stelle des grüblerischen Ressenti-
ments ist eine bisweilen sogar ironi-
sche Stimmung getreten, die die 
Selbstermächtigung darin sieht, dass 
sich die Menschen jetzt in der Welt, 
wie sie ist, und in einer Gesellschaft, 
deren Ordnung nicht mehr ein über-
mächtiger Staat definiert, eine Zu-
kunft bauen.

In diesen Aufbruch fiel nun der Tod 
von Bin Laden. Symbolisch ist damit 
auch der Geist von Bin Laden getrof-
fen. Dieser wird als Gespenst sicher-
lich noch weiter Wirkung zeigen, doch 
die Al-Qaida-Idee wird die neue Ära, 
die im Selbstbewusstsein der arabi-
schen Revolten zum Ausdruck ge-
bracht wird, über kurz oder lang kaum 
überleben.

Reinhard Schulze ist Professor für 
Islamwissenschaft an der Universität 
Bern.

Bin-Laden-Anhänger an einer symbolischen Trauerfeier gestern in Peshawar. Foto: Fayaz Aziz (Reuters)

Zu einer Familie gehören Mann 
und Frau und Kinder
Im «Bund» wird die These vertreten, 
dass gleichgeschlechtliche Paare min-
destens genauso gut, wenn nicht sogar 
besser sind als natürliche Eltern. Die 
Argumentation wird auf dem Beispiel 
von zwei lesbischen Frauen aufgebaut, 
welche in eingetragener Partnerschaft 
leben und durch Samenspende zu 
Kindern gekommen sind. Dabei wird 
gezielt verschwiegen, dass gemäss 
Schweizer Gesetz gespendete Samen-
zellen nur bei Ehepaaren verwendet 
werden dürfen (Artikel 3 Fortpfl an-
zungsmedizingesetz und Artikel 20 
Partnerschaftsgesetz). Die Argumenta-
tion fällt also wie ein Kartenhaus in 
sich zusammen. 

Gesetze umgangen
Die zwei genannten lesbischen Frauen 
umgingen die schweizerische Gesetzge-
bung und beklagen nun angebliche 
Ungerechtigkeiten. Es wird grosszügig 
darüber hinweg gesehen, dass das 
Partnerschaftsgesetz 2005 nur ange-
nommen wurde, weil die Möglichkeit 
der Adoption ausgeschlossen wurde. 
Dies ist explizit im Artikel 20 festgehal-
ten: «Personen, die in einer eingetrage-
nen Partnerschaft leben, sind weder 
zur Adoption noch zu fortpfl anzungs-
medizinischen Verfahren zu gelassen.»

Weiter wird die Rolle von natür-
lichen Eltern, Mann und Frau,herun-
tergespielt und sogar ins Lächerliche 
gezogen. Nur wenig später muss aller-
dings indirekt zugegeben werden, dass 
für die Entwicklung der Kinder männli-
che und weibliche Bezugspersonen 
wichtig sind. 

Genau deshalb ist es richtig, dass die 
wichtigsten Bezugspersonen für die 
Kinder ein Mann und eine Frau sind. 
Mit dem Partnerschaftsgesetz wurde 
eine problematische Entwicklung 
eingeleitet. Statt das Adoptionsrecht zu 
fordern, sollten sich die Homo-
sexuellen mit dem Erreichten 
 zufriedengeben.

Beat Gubser, Stadtrat EDU, Bern

Leserbrief Den 
Kindern geht es
ja gut, «Bund»
vom 28. April

Mit dem Partner-
schaftsgesetz wurde 
eine problematische 
Entwicklung 
eingeleitet. 


